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n) Schulhausbaulichkeiten .

Verordnung des Miniſteriums der Juſtiz , des
Kultus und Unterrichts vom 14 . November 1898 ,

die Schulhausbaulichkeiten betreffend . ! “ )
( Geſ. ⸗ und VOBl . S. 515 , in der Faſſung der VO. vom 1. Juni 1908 ,

Geſ. ⸗ und VOBl . S. 207. )

Zum Vollzug der 88 87 , 42 , 45 und 110 Ziffer 4 des Ge⸗
ſetzes über den Elementarunterricht vom 13 . Mai 1892 wird
unter Aufhebung der Miniſterialverordnung vom 17 . Oktober
1884 — Geſetzes⸗ und Verordnungsblatt Nr . XLII Seite 447
—verordnet , was folgt :

J. Volksſchulgebäude .
Lage und Einrichtung im allgemeinen .

§S 1. 1. Bei der Wahl des Bauplatzes für ein
Schulgebäude iſt möglichſt auf eine freie , ruhige , geſunde ,
namentlich trockene und leicht zugängliche Lage Bedacht zu
nehmen .

2. Der Platz ſoll zugleich Raum bieten zur Bewegung
der Kinder im Freien während der Zwiſchenpauſen , zur An⸗
lage eines entſprechenden Turnplatzes und , wenn in dem
Gebäude Wohnungen für Hauptlehrer eingerichtet werden
ſollen , womöglich auch zur Anlage von Gärten für dieſe .

3. Wenn ſich in der Nähe des Schulhauſes nicht ein öffent⸗
licher Brunnen mit gutem Trinkwaſſer befindet , ſo iſt ein be⸗
ſonderer Brunnen mit Trog und gepflaſterter Ablaufrinne an⸗
zulegen .

§S 2. 1. Das Gebäude muß mit gewölbten Kellern
verſehen , auf einen mindeſtens 1 m hohen Sockel geſtellt und
in der Regel maſſiv ausgeführt werden .

2. Für Entwäſſerung des Bauplatzes und des Gebäudes
iſt Sorge zu tragen ; auch ſind bei feuchtem Untergrunde die
Umfaſſungsmauern und inneren Wände durch eine Jſolier⸗
ſchicht gegen aufſteigende Feuchtigkeit zu ſchützen .

) Wegen der Bewilligung von Staatsbeihilfen für Schul⸗
hausbauten und des dabei einzuhaltenden Verfahrens ſ. die Be⸗
kanntmachung des Miniſteriums des Kultus und Unterrichts vom
13. Mai 1912 ( Schulverordnungsblatt 1912 S. 109 —112 ) .
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3. Die Konſtruktion des Gebälks und die Ausfüllungzwiſchen demſelben iſt ſo einzurichten , daß ein Durchdringendes Schalls von einem Stockwerk zum andern verhindert wird .Aus demſelben Grunde ſind die Zwiſchenwände einenStein ( 25 em ) ſtark auszuführen .
4. Schulgebäude ſollen in der Regel Blitzableitererhalten .
5. Die Türen der Schulzimmer und der zu ihnen führen⸗den Gänge müſſen ſo angeſchlagen ſein , daß ſie nach außenaufgehen . ! )

§ 3 . 1. Die Einrichtung von Räumlichkeiten für die Ge⸗meindeverwaltung in Schulgebäuden bedarf der Genehmigungdurch die Oberſchulbehörde .
Die Genehmigung ſoll nur erteilt werden , wenn die be⸗treffenden Lokale von den für die Schule erforderlichenRäumen vollſtändig getrennt werden und einen beſonderenEingang erhalten .)

2. Die Unterbringung des Ortsarreſtes im Schulhauſeiſt nur ausnahmsweiſe und jedenfalls nur dann zuläſſig ,wenn derſelbe für ſich völlig abgeſondert hergeſtellt wird undvon außenher einen beſonderen Eingang erhält .

Lehrzimmer .
8 4. ( Allgemeines , Größe . ) 1. Die Lehrzimmerdürfen nicht unmittelbar ins Freie führen , auch nicht miteinem Wohnraume durch eine Türe in unmittelbarer Ver⸗bindung ſtehen .
Bei größeren Schulen ſollen dieſelben nur auf der einenSeite des Gangs angelegt werden ; Mittelgänge ſind tunlichſtzu vermeiden .
Im allgemeinen ſind die Lokale für die jüngeren Kinderin den unteren , die für die älteren in den oberen Stockwerkeneinzurichten .

Y) Pol auch 871 Abſ . 6 li . L80 .
) Wegen Größe und Ausſtattung der Dienſträume für dasGrundbuchamt ogl . 88 89, 91 und 92 der Dienſtweiſung für dieGrundbuchämter vom 1. Mai 1901 (Amtliche Ausgabe , Karlsruhe ,Druck der Chr . Fr . Müllerſchen Hofbuchdruckereih.
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2. Den Lehrzimmern iſt die Geſtalt eines Rechtecks zu
geben , deſſen längere Seite ſich zur kürzeren etwa wie 513

verhält ; haben kleinere Lehrzimmer reichliche Beleuchtung , ſo
mag ſich die Form der quadratiſchen nähern ; die Tiefe der

Lehrzimmer ſoll nicht mehr als 7 m betragen . Die Länge
der Lehrzimmer ſoll , Geſang - und Zeichenſäle ausgenommen ,
in der Regel 10 m nicht überſteigen .

Imübrigen richtet ſich die Größe der Lehrzimmer nach
den Vorſchriften in § 86 Ziffer 2 des Geſetzes , wonach auf
jedes Kind — den für Gänge und für Aufſtellung von Ofen
und Schulgeräten erforderlichen Raum inbegriffen — minde⸗

ſtens 1 qm Bodenfläche und ſonach bei der geſetzlich vorge⸗
ſchriebenen Zimmerhöhe von 3,5 mein Luftraum von 3,5 cbm

beziehungsweiſe in den Fällen des § 86 Ziffer 2 letzter Abſatz
ein ſolcher von 3 cbm kommen ſoll .

Dabei iſt auf eine etwa zu gewärtigende Vermehrung
der Schülerzahl entſprechend Rückſicht zu nehmen .

3. Wenn ein Lehrzimmer bei Beachtung der Vorſchriften
in Ziffer 2 Abſatz 2 an Bodenfläche weniger als 40 qm er⸗

hielte , ſo ſoll für jedes Kind ein Flächenraum von 1,5 qm
vorgeſehen werden .

Kein Schulzimmer ſoll weniger als 24 qm Bodenfläche
umfaſſen .

§ 5. ( Beleuchtung . ) 1. Die Geſamtfläche der Lichtöff⸗
nungen eines Schulzimmers ſoll bei freier Lage des Gebäudes

mindeſtens dem ſechſten , wenn der Lichteinfall aber durch
naheſtehende Gebäude gehindert iſt , dem vierten Teil der

Bodenfläche gleichkommen .
2. Die Beleuchtung ſoll in der Regel nur von der einen

und zwar —vergleiche § 11 Ziffer 1 Abſatz 4 — linken Lang⸗
ſeite aus erfolgen . Daneben können auch an der Breitſeite
des Lehrzimmers Fenſter angelegt werden , aber nur an der
im Rücken der Kinder ( vergleiche §8 11 Ziffer 1 Abſatz 3)
liegenden Wand .

Iſt nach der beſonderen Lage des Baues die Beleuch⸗
tung von der einen — linken — Langſeite und von hinten
nicht genügend , ſo können ausnahmsweiſe auch in der andern
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— rechten — Langſeite lichte Fenſteröffnungen , aber erſt ineiner Höhe von 2,5 müber dem Fußboden angebracht werden .3. Die Anbringung von Fenſtern an der vorderen Wandiſt nicht geſtattet .

§8 6. ( Fenſter . ) 1. Die Fenſter ſind mit Lüftungs⸗einrichtungen zu verſehen , welche vom Boden aus leicht ge⸗öffnet und geſchloſſen werden können .
Zu dieſem Zweck empfiehlt es ſich, je einen Oberflügelum die Horizontalaxe drehbar einzurichten oder Glasjalouſienanzubringen .
2. Zur Erzielung eines günſtigen Lichteinfalls ſolltendie Fenſter viereckige Offnungen mit flachen Abdeckungen( nicht Rund⸗ oder Spitzbogen ) erhalten und ſo nahe , als esdie Konſtruktion irgend zuläßt , an die Zimmerdecke geführtwerden .

Die Fenſterniſchen ſind durch Abſchrägung der Wände
nach innen und Abrundung der Ecken tunlichſt zu erweitern .3. Die Brüſtungshöhe der Fenſter darf nicht unter Imund die Breite der Fenſterpfeiler auf der Hauptlichtſeite nichtüber 1,2 m betragen .

4. Die Fenſterflügel ſind mit Vorrichtungen zum Offen⸗halten zu verſehen und das an den Fenſtern ſich nieder⸗
ſchlagende Waſſer iſt durch Rinnen abzuleiten .5. Wenn Vorfenſter angebracht werden , ſo dürfen die⸗
ſelben , ſofern nicht fonſt genügend für Ventilation geſorgt iſt ,nur ſo hoch geführt , beziehungsweiſe ſo eingerichtet werden ,daß die Lüftungsvorrichtungen der Fenſter ( Abſatz 1) dadurchnicht beeinträchtigt werden .

6. An den Fenſteröffnungen ſind Vorhänge von einfar⸗bigem hellem Stoff nicht in der Fenſterniſche , ſondern auf der
Wandfläche ſo anzubringen , daß dieſelben herabgelaſſenbeziehungsweiſe vorgezogen das Eindringen der Sonnen⸗ſtrahlen vollkommen verhüten , ohne gleichzeitig das Offnender Fenſter zu verhindern , auf⸗ beziehungsweiſe zurückge⸗
zogen aber den Einfall des Lichts nicht beeinträchtigen .

§ 7. ( Türen , Böden , Wände . ) 1. Die Türe des
Schulzimmers ſoll an der der Hauptfenſterwand gegenüber⸗
liegenden Wand ſo angebracht werden , daß ſie auf den freien
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Platz zwiſchen Schulbänken und Lehrertiſch mündet und zur
Herſtellung von Gegenzug zur Lüftung des Zimmers ver⸗
wendet werden kann .

Die lichte Weite der Türe ſoll nicht weniger als 1 m,
die Höhe nicht unter 2 m betragen .

2. Die Anbringung von Pfoſten und Säulen im In⸗
nern des Lehrzimmers iſt tunlichſt zu vermeiden ; wo ſolche
unbedingt nötig ſind , ſind ſie aus Eiſen herzuſtellen .

3. Für die Anlage von Fußböden empfiehlt ſich die

Verwendung von Hartholz . Hartholzböden ſind als ſo⸗
genannte Schiffsböden oder Kapuzinerböden zu geſtalten und
es ſind die einzelnen Riemen durch Nut und Federn mit⸗
einander zu verbinden . Bei tannenen und forlenen Böden
ſind die Riemen 12 —18 em breit zu machen und gleichfalls
durch Nut und Feder zu verbinden .

Die Wände der Lehrzimmer erhalten eine lichte Farbe ,
die giftfrei ſein muß , und ſind bis zur Höhe von 1,2 m mit
einer feſten und widerſtandsfähigen Verkleidung , die von
Holz , Wandlinoleum oder in anderer zweckentſprechender
Weiſe herzuſtellen iſt , zu verſehen .

Für den Anſtrich der Decken ſoll weiße Farbe gewählt
werden .

Im übrigen ſind die Wände und Decken ſo herzuſtellen ,
daß der Anſtrich leicht erneuert oder daß ſie abgewaſchen
beziehungsweiſe desinfiziert werden können .

§ 8. ( Beheizung und Ventilation . ) 1. Die Be⸗
heizung der Lehrzimmer kann entweder durch eine Zentral⸗
heizungsanlage oder durch einen im Schulzimmer aufzu⸗
ſtellenden Ofen geſchehen .

2. Als Ofen ſind zuzulaſſen ſolche von gebranntem Ton
oder von Eiſen oder Eiſenblech ; die letzteren müſſen jedoch —

ſofern feſte Feuerungsmaterialien wie Holz , Kohle , Torf uſw .
darin gebrannt werden ſollen — entweder ausgemauert oder
mit einem Mantel umgeben ſein ( ſogenannte Mantelöfen ) .
Die Feuerung der Ofen ſoll vom Zimmer aus geſchehen ; an
Ofenröhren dürfen Klappen nicht angebracht werden .

3. Die Ofen ſind in der Regel an der längeren ( fenſter⸗
loſen ) Wand , in einer Entfernung von etwa 30 - 50 em von
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derſelben , anzubringen und mit einem etwa 1,5 mhohen Ofen⸗
ſchirm zu umgeben . Sie ſollen von den nächſten Sitzplätzenmindeſtens 1m entfernt ſein.

In kleineren Lokalen von mehr quadratiſcher Formkann der Ofen auch auf einer Seite des Vorplatzes vor den
Schulbänken aufgeſtellt werden .

4. Zur Reinigung und Erneuerung der Luft ſind außerden Ventilationsvorrichtungen an den Fenſtern ( § 6) nochweitere Einrichtungen —eventuell in Verbindung mit der
Heizung oder aber für ſich beſtehend , wie Gegenzüge über
den Türen , beſondere verſchließbare Abzugskanäle von min⸗
deſtens 7 qdin in den Wänden , Ventilationskamine uſw . —
vorzuſehen , die im Sommer wie im Winter die Zuführungfriſcher und die Ableitung der verbrauchten Luft ermöglichen .

Gänge , Treppen , Vorräume. ! )
§ 9. Die Gänge ſollen nicht unter 2 m breit , hell , leichtlüftbar , geräumig und ſo angelegt ſein , daß ſie —wo nichtein beſonderer Vorraum vorgeſehen iſt — den Schülern zum

vorübergehenden Aufenthalt dienen können . In denſelbenſind überdies Einrichtungen zur Aufbewahrung der Kleidungs⸗ſtücke der Schüler anzubringen .
Die Wände ſind nach Vorſchrift des §7letzter Abſatz

herzuſtellen .
Die Treppen im Innern erhalten eine Laufbreite von

mindeſtens 1,5m , der einzelne Tritt eine Höhe von 12 15em
und eine Tiefe von 30 35 em .

Die Treppenhäuſer ſind —bei mehrſtöckigen Gebäuden
auch nach der Decke —feuerſicher , die Treppen ſelbſt nichtin einem Lauf anzulegen , ſondern mit Podeſt zu verſehen .
Treppen mit Biegung und ſchrägen Tritten ſind zu vermeiden .

An der Eingangstreppe ſind Scharreiſen oder eiſerne Tür⸗
vorlagen zur Reinigung der Fußbekleidung anzubringen . Die
äußeren Zugangstreppen müſſen mit Geländer verſehen ſein .

Hohe Freitreppen ſind möglichſt zu vermeiden .
§S 10 . Hat ein erheblicher Teil der Schüler einen weiten

Schulweg zurückzulegen , ſo ſoll für einen geeigneten heizbaren
) Vgl . auch §S 71 L0 .
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Raum geſorgt werden , wo dieſelben ſich aufhalten und bei

ſchlechter Witterung nötigenfalls Schuhe und Kleider trocknen
können .

Innere Einrichtung der Lehrzimmer .
§ 11 . 1. Die Lehrzimmer ſind nach Maßgabe der in

der Schulordnung hierüber beſtehenden Vorſchriften mit den

zum Schulbetrieb erforderlichen Einrichtungsgegenſtänden
auszuſtatten .

Zur Aufſtellung des Lehrertiſches und der Schultafel iſt
ein etwa 1,2 m breiter und 2,5 m langer Fußtritt an der

fenſterloſen Vorderwand anzubringen .
2. Was insbeſondere die Schulbänke angeht , ſo ſollen

dieſelben der mittleren Größe der Schüler angepaßt , zwei⸗
ſitzig und überdies ſo eingerichtet ſein , daß der innere Tiſch⸗
rand und der vordere Rand der Sitzbank in einer Vertikal⸗
linie liegen (Rulldiſtanz ) oder der erſtere Rand den letzteren
überragt ( Minusdiſtanz ) . Die Schulbank ſoll mindeſtens
1,20 m lang ſein und im oberen Tiſchrand in der Mitte
und am Ende derſelben je ein gläſernes oder irdenes Tinten⸗
geſchirr enthalten .

3. Zwiſchen der Wand und der einzelnen Bankreihe ,
ſowie zwiſchen dieſen untereinander ſoll ein freier Gang von
ungefähr 50 om Breite liegen .

4. Die Schulbänke ſind ſtets ſo zu ſtellen , daß das
Tageslicht von der linken Seite einfällt .

Aborte .

§ 12 . 1. Die Schüleraborte ſind ſo einzurichten , daß das
Eindringen ſchädlicher Ausdünſtungen in das Gebäude ver⸗
hütet wird .

2. Sie ſind in der Regel entweder in einem beſonderen
Bau , getrennt von dem Schulhauſe oder unter Beachtung der
Vorſchriften in [ S 1 Ziffer 7 der Miniſterialverordnung vom
27 . Juni 1874 in der Faſſung der Verordnung vom 10 . No⸗
vember 18961) ) T in Verbindung mit demſelben in der Art
herzuſtellen , daß ſie mit einem durchlüftbaren , von den

) Vgl . jetzt die 88 45 —48 der LBO . vom 1. Sept . 1907 .
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Abortzellen bis an die Decke abgeſchloſſenen Vorraum ver⸗
ſehen werden .

Die Fenſter des Vorraums müſſen gleichfalls bis zurDecke gehen und mit oberen Einfallflügeln verſehen ſein .
Im erſteren Fall muß ein Verbindungsweg mit feſtem

Bodenbelag zwiſchen dem Schulhauſe und den Aborten her⸗
geſtellt werden .

Für den Fall der Verbindung der Aborte mit dem
Hauptgebäude iſt deren Anlegung auch in oberen Stock⸗
werken zuläſſig .

3. Wo mehrere Klaſſen gleichzeitig in demſelben Schul⸗
hauſe unterrichtet werden , bedarf jede Klaſſe mit Kindern
einerlei Geſchlechts je einer , mit Kindern verſchiedenen Ge⸗
ſchlechts aber je zweier Abortzellen .

4. Für die Knaben ſämtlicher Klaſſen iſt überdies ein
Piſſoir einzurichten .

5. Die Zu⸗ und Eingänge zu den Abortzellen beziehungs⸗
weiſe dem Piſſoir für die Knaben und den Zellen für die
Mädchen ſind , wenn nicht räumlich geſonderte Aborte einge⸗
richtet werden , getrennt und möglichſt entfernt voneinander an⸗
zulegen . Zwiſchen der Knaben⸗ und Mädchenabteilung iſt eine
maſſive , bis zur Decke reichende Scheidewand durchzuführen .

6. Die einzelnen Abortzellen müſſen genügend groß an⸗
gelegt , durch entſprechende große Fenſteröffnungen gut er⸗
hellt und lüftbar , von außen durch einen Schlüſſel , von innen
aber durch einen Riegel oder Haken verſchließbar ſein . Die
Scheidewände zwiſchen den einzelnen Sitzräumen ſind minde⸗
ſtens 2 m hoch vom Sitze zu führen .

7. Das Piſſoir für die Knaben iſt der Schülerzahl ent⸗
ſprechend geräumig , gut erhellt und mit getrennten , aus
Stein oder Zement gefertigten Ständen herzuſtellen und ſo
einzurichten , daß es durch Waſſerausſpülungen rein gehalten
werden kann .

Die Anlage von Piſſoirs in den Vorräumen zu den
Abortzellen iſt tunlichſt zu vermeiden .

8. Für die Lehrer iſt ein beſonderer , den Anforderungen
von Ziffer 1 dieſes Paragraphen entſprechender Abort ein⸗
zurichten .
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Lehrerwohnungen .
§ 13 . 1. Wohnungen für Hauptlehrer ſollen nur in

Schulgebäuden mit weniger als vier Schulſälen zugelaſſen
werden .

2. Sie ſind von den Lehrzimmern baulich vollſtändig zu
trennen dergeſtalt , daß zu den Wohnungen ein beſonderer
Eingang und eine beſondere Treppe hergeſtellt wird .

Wird das Schulgebäude gleichzeitig noch für Zwecke der
Gemeindeverwaltung verwendet , ſo kann der hierfür erſtellte
Eingang auch als Aufgang zur Lehrerwohnung benützt
werden , erforderlichenfalls unter Anbringung eines beſonderen
Abſchluſſes für die Wohnung .

Sind mehrere Lehrerwohnungen auf demſelben Stock⸗
werk , ſo ſind dieſelben von einander entſprechend abzuſchließen .

3. Auf die Herſtellung von Dienerwohnungen in Schul⸗
gebäuden finden die vorſtehenden Beſtimmungen entſprechende
Anwendung .

§ 14 . 1. Die Wohnung für einen Hauptlehrer hat min⸗
deſtens vier Zimmer — davon zwei von je 20 - 25 qm
Grundfläche und heizbar , die übrigen von je 15 18 qm
Grundfläche — zu umfaſſen , ferner eine Küche , den erforder⸗
lichen Kellerraum , Holzplatz , Speicher und Waſchküche .

2. Von den Zimmern ſind jedenfalls die zwei größeren
zu tapezieren . In hochgelegenen oder dem Wind beſonders
ausgeſetzten Orten ſind im Winter die Fenſter mit Vor⸗
fenſtern zu verſehen .

Für jede Lehrerwohnung iſt ein beſonderer Abort ein —
zurichten .

3. In Landorten iſt im Bedürfnisfall Stallung für zwei
Schweine und für einen mäßigen Geflügelſtand ſowie ein
Backofen vorzuſehen .

§ 15 . Unterlehrerzimmer . ) 1. Der Wohnraum für einen
Unterlehrer ( §845 Elementarunterrichtsgeſetzh muß eine Grund⸗
fläche von mindeſtens 18 qm umfaſſen und heizbar ſein . Er
kann tapeziert oder mit Olfarbe angeſtrichen ſein . In hoch⸗
gelegenen oder dem Wind beſonders ausgeſetzten Orten ſind
im Winter die Fenſter mit Vorfenſtern zu verſehen .
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2. Wenn das Zimmer auf demſelben Stockwerk mitder Hauptlehrerwohnung angelegt wird , ſo ſoll es am Endederſelben zunächſt der Treppe gelegen ſein und womöglichdirekten Eingang von dieſer aus erhalten .
Überdies muß die Zwiſchenwand maſſiv hergeſtellt ſein( halbe Backſteinſtärke ) und darf keine Tür enthalten .3. Zur Einrichtung des Zimmers ſind wenigſtens eineBettſtelle , ein Nachttiſchchen , ein einfacher Waſchtiſch , einSchrank mit hinlänglichem Raum zur Aufbewahrung vonKleidern und Weißzeug , ein einfaches Bücherbrett , ſowie einTiſch mit wenigſtens drei Stühlen zu ſtellen .

Verfahren .
§ 16 . Neubauten für Volksſchulzwecke jeder Art —

Lehrzimmer einſchließlich der Räume zur Erteilung von Turn⸗ ,Handfertigkeits⸗ und Haushaltungsunterricht und Abort⸗anlagen, Lehrerwohnungen — ſowie bauliche — nicht alsbloße Unterhaltungsarbeiten ſich darſtellende =Veränderungenan bereits beſtehenden Schulgebäuden dürfen nicht zur Aus⸗führung kommen , ohne daß die Oberſchulbehörde die Wahldes Bauplatzes ſowie den Bauplan gutgeheißen hat ( § 87
Abſatz 2 Elementarunterrichtsgeſetz ).

Bezüglich des hierbei einzuhaltenden Verfahrens geltendes Näheren folgende Beſtimmungen.
§ 17 . ( Bauplatz . ) 1. Handelt es ſich um die Erſtellungneuer Unterrichtslokale , ſo iſt zuvörderſt eine Außerung der

Kreisſchulviſitatur ) über die Zahl und Größe der vorzuſehen⸗den Lehrzimmer zu erheben .
Sofern für eine Volksſchule ein beſonderer Rektor be⸗

ſtellt iſt (§S 94 beziehungsweife § 106 Elementarunterrichts⸗geſetz ) , ſo genügt deſſen gutächtliche Außerung .
2. Beſtehen Zweifel oder Meinungsverſchiedenheitenüber die Wahl des Bauplatzes , ſo iſt zunächſt hierüber Vor⸗

lage an das Bezirksamt zu erſtatten , das die Entſcheidungdieſer Vorfrage im Benehmen mit dem Kreisſchulrat und dem
Bezirksarzt, ) erforderlichenfalls durchVorlage an den Ober⸗

) Jetzt : Kreisſchulamt .
5) Hinſichtlich der Mitwirkung der Schulärzte ( die von denGemeinden beſtellt werden können ) beſtimmt die Vecordnung , die
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ſchulrat ' ) herbeiführen wird . Die Vorlage an die letztere Be⸗

hörde hat jedenfalls dann zu erfolgen , wenn eine Einigung über
die Wahl des Bauplatzes nicht erzielt wird . Erforderlichen⸗
falls wird das Bezirksamt zuvor noch die Bezirksbauinſpek⸗
tion ! ) und eventuell die Waſſer⸗ und Straßenbauinſpektion ! )
hören und die etwa weiter gutſcheinenden Erhebungen ver⸗

anlaſſen .
3. Der Vorlage iſt ein genauer Lageplan für jedes

der in Betracht kommenden Grundſtücke beizulegen .

Schulärzte an den Volksſchulen betr . , v. 29. Okt . 1913 ( Geſ. ⸗ u. VOBl .
1913 S. 526 ) :

§ 5. In Bezug auf die Schulgebäude liegt dem Schularzt ob :
1. die vom Standpunkte der Geſundheitspflege gebotene Mit⸗

wirkung bei der Errichtung von Neubauten einſchließlich der
Wahl des Bauplatzes und allen nicht als bloße Unterhaltungs⸗
arbeiten ſich darſtellenden Veränderungen an beſtehenden Schul⸗
gebäuden ;

2. die geſundheitliche Beaufſichtigung und Überwachung der be⸗
ſtehenden Schulgebäude und ihrer Einrichtungen .

§ 6. Bei der Wahl des Bauplatzes hat der Schularzt zu
prüfen und ſich ſchriftlich zu äußern , ob die Anforderungen der
Verordnung über die Schulhausbauten in geſundheitlicher Beziehung
erfüllt ſind .

§ 7. Vor der Ausarbeitung der Baupläne iſt dem Schularzt
Gelegenheit zur Stellung von Anträgen über die vom Standpunkte
der Geſundheitspflege zu beobachtenden Geſichtspunkte zu geben .
Die Pläne ſelbſt ſind ihm mit den erwachſenen Akten zur Prüfung
und Anſichtsäußerung mitzuteilen . Der Schularzt hat ſich dabei be⸗
ſonders über die Lichtverhältniſſe , die Heizungs⸗ , Lüftungs⸗ und Be⸗
leuchtungseinrichtungen und die Beſtuhlung der Schulräume , über
Lage und Größe der Aborte ſowie über Anlage von Schulküchen ,
Schulbädern und ſonſtigen geſundheitlichen Einrichtungen zu äußern .

§ 22. Die den Bezirksärzten nach den beſtehenden Verord⸗
nungen in Bezug auf die Volksſchule und die Schüler zuſtehenden
geſundheitspolizeilichen Befugniſſe erleiden durch die Beſtellung be⸗
ſonderer Schulärzte keine Beſchränkung . Der Aufſicht der Bezirks⸗
ärzte bleiben auch die Volksſchulen mit beſonderen Schulärzten
unterſtellt . Sie ſind daher befugt , die Schulen jederzeit nach vor⸗
heriger Anmeldung bei dem Schulleiter zu beſuchen und ihre Ein⸗
richtungen wie die Schüler zu beſichtigen . Wo ein Schularzt beſtellt
iſt , iſt dieſer zur Beſichtigung beizuziehen . Die Schulärzte ſind ver⸗
pflichtet , den Bezirksärzten auf Verlangen über die geſundheitlichen
Verhältniſſe der Schule jederzeit Auskunft zu geben .

) Jetzt : Miniſterium d. Kultus u. Unterrichts , Bezirksbauamt ,
Waſſer⸗ u. Straßenbauamt .
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Der Plan muß die Größe des Bauplatzes , die angren⸗zenden Gebäude und Grundſtücke unter Angabe der Eigen⸗tumsgrenzen , die auf dem Bauplatz befindlichen Kanäle ,Waſſerläufe , Brunnenſchachte , Gruben und ähnliche Anlagen ,ferner die vorbeiführenden oder erſt projektierten Straßenunter Angabe ihrer Breite ſowie der beſtehenden oder in
Ausſicht genommenen Bauflucht genau bezeichnen .

Dem Lageplan iſt eine nähere Beſchreibung des Bau⸗
platzes beizugeben , in der insbeſondere die Beſchaffenheit des
Baugrundes , die Frage nach der Beſchaffung von Trink⸗
waſſer , nach dem Vorhandenſein von ſtörenden Gewerbebe⸗
trieben oder geſundheitsſchädlichen Anlagen in unmittelbarer
Nähe des Platzes und der Entwäſſerung des Bauplatzeseingehend zu erörtern und etwa weitere zur Beurteilung der
Vereigenſchaftung des Platzes bedeutſame Umſtände beizu⸗fügen ſind .

§ 18 . 1. Nach Erledigung der Vorfrage über die Wahldes Platzes beziehungsweiſe nach Fertigſtellung der Bau⸗
pläne ſind die letzteren bei dem Bezirksamt einzureichen .

Die Vorlage muß — vorbehaltlich der beſonderen bau⸗
polizeilichen Vorſchriften — enthalten :

a) einen nach Maßgabe der Vorſchriften in §S 17 aufge⸗
ſtellten Lageplan , der weiterhin noch die beabſichtigte
Bauherſtellung einſchließlich Gruben und Brunnen deut⸗lich bezeichnet ;

b) Grundriſſe des Kellergeſchoſſes und der einzelnen Stock⸗
werke unter genauer Angabe der Beſtimmung der ein⸗
zelnen Räume ; ſofern es ſich um Lehrzimmer handelt ,
iſt in dem Grundriß die Stellung der Schulbänke und
der übrigen Einrichtungsgegenſtände ( Ofen , Wandtafel ,
Schränke , Lehrertiſch uſw . ) einzuzeichnen;

o) ein vollſtändiger Querdurchſchnitt mit Angabe der
Schnittlinie , auf welcher er genommen iſt ;

d) die Anſichten ſämtlicher Faſſaden ;
e) die Vorverhandlungen über die Wahl des Bauplatzes ,

wo ſolche ſtattgefunden haben ( 5 175*
t) eine Darſtellung über die Zahl der Schulkinder jeweils

zu Beginn der drei letzten und zu Beginn des laufenden
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Schuljahrs und deren Verteilung auf die einzelnen 1
Klaſſen , ſowie die in § 17 Ziffer 1 bezeichnete Außerung 5

der Kreisſchulviſitatur ! ) .
2. Bei Bauveränderungen müſſen die Bauzeich⸗ Dul

nungen den beſtehenden und den künftigen Zuſtand deutlich
und durch verſchiedene Farben kenntlich machen . Die neuen 3
Bauherſtellungen ſind mit roter , die beſtehenden Baulichkeiten liſe

aber , ſoweit ſie eine Anderung nicht erfahren , mit ſchwarzer
und ſoweit ſie beſeitigt werden ſollen , mit gelber Farbe zu het
bezeichnen . 5

Sämtliche Pläne ſind in doppelter Fertigung einzureichen . be
Der Lageplan iſt im Maßſtab von 1 : 500 , die Bauzeich⸗

nungen ſind in ſolchem von mindeſtens 1 : 100 auszuführen .
Auf ſämtlichen Plänen und Zeichnungen iſt der Maß⸗ 85

ſtab anzugeben ; die Abmeſſungen ſind auf denſelben einzu⸗
tragen. ſäähes

§ 19 . Das Bezirksamt veranlaßt — abgeſehen von el⸗s

den baupolizeilich vorgeſchriebenen weiteren Erhebungen — nh.
eine Begutachtung des Bauprojekts durch die Bezirksbau⸗ t
inſpektione ) ſowie in geſundheitlicher Beziehung durch den Be⸗ nft
zirksarzt und übergibt nach Abſchluß der nach dieſen Begut⸗
achtungen etwa weiter erforderlichen Erörterungen Akten und 0

Pläne mit eigener gutachtlicher Außerung dem Kreisſchulrat ?) 0

zur Vorlage an die Oberſchulbehörde “) .

§ 20 . 1. Wenn die Oberſchulbehörde mit den Aner⸗

bietungen des Baupflichtigen in allen Beziehungen einver⸗ 125
ſtanden iſt und die Wahl des Bauplatzes ſowie die Aus⸗ Jache
führung des Baues nach den hiefür aufgeſtellten Plänen gut⸗ 0
geheißen hat , ſo erklärt das Bezirksamt , nachdem etwaige 155

1) Jetzt : Kreisſchulamt . Wit
) Vgl . Fußnoten 1 S. 494 u. 493 . Dijonen
) Nach Erl . d. Min . d. Kultus und Unterrichts v. 11. Dez. 1923 machen

Nr. C 49 128 ſollen die Bezirksämter keine vorläufige Bau⸗ alsbald
genehmigung erteilen , bevor nicht die Bauakten und Pläne äntet
dem Miniſterium vorgelegt worden ſind und das letztere die Aus⸗ chnigt
führung des Bauvorhabens gebilligt oder ſich mit der Erteilung der ung 1
vorläufigen Baugenehmigung einverſtanden erklärt hat ; insbeſondere Tehnig
iſt dies zu beachten , wenn es ſich um völlige Neubauten von Schul⸗ ſhulrat
häuſern handelt .

Sql
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baupolizeiliche Anſtände ihre Erledigung gefunden , den Bau⸗plan für vollzugsreift ) . Andernfalls veranlaßt das Bezirks⸗amt , falls über die von der Oberſchulbehörde beanſtandetenPunkte eine Einigung nicht erzielt wird , auf Antrag der letz⸗teren Behörde die Feſtſtellung derſelben durch den Bezirksrat .Der Oberſchulbehörde iſt eine Fertigung des Erkennt⸗niſſes vorzulegen .
2. Nach endgültig erfolgter Feſtſtellung des Bauplanshat der Gemeinderat von den in § 18 bezeichneten Plänenzwei Kopien in Aktenformat bei dem Bezirksamt zurÜberſendung an die Kreisſchulviſitature ) und die Oberſchulbe⸗hörde ) einzureichen .
3. Bei Vorlage der Pläne an die letztere iſt ſeitens desBezirksamts eine Abſchrift des Baubeſcheids beizulegen.
§ 21 . 1. Wird über die Notwendigkeit der Beſchaffungeines Bauplatzes für ein neues Schulhaus oder die Erbauungeines ſolchen beziehungsweiſe die Erweiterung eines bereitsvorhandenen Schulhaufes eine Entſcheidung des Bezirksratserforderlich , ſo hat das zu erlaſſende Erkenntnis zugleich denUmfang der Verpflichtung der Gemeinde in Bezug aufa) die Größe des Bauplatzes ,

b) Zahl und Größe der einzurichtenden Lehrzimmer,e) Zahl und Umfang der in dem Gebäude zu errichtenden
Wohnungen für Haupt⸗ und Unterlehrer nebſt den er⸗
forderlichen Rebenräumen feſtzuſtellen .

2. Vor Erlaſſung der Entſcheidung iſt den in § 17 be⸗
zeichneten Behörden Gelegenheit zur Außerung zu geben .

) Es erſcheint wünſchenswert , daß außer den in der Landes⸗bauordnung allgemein vorgeſchriebenen Reviſionen noch eine weitereÜberwachung der Bauarbeiten durch die Baukontrolleure ſeitens derBezirksämter angeordnet werde . Den mit der Vornahme der Re⸗viſionen betrauten Baukontrolleuren dürfte beſonders zur Pflicht zumachen ſein , etwaige Abweichungen von dem genehmigten Bauplanalsbald dem Bezirksamt zur Kenntnis zu bringen . Die Bezirks⸗ämter werden hierauf ihrerſeits das zur Durchführung des ge⸗nehmigten Bauplans Erforderliche anordnen und , falls eine Ande⸗rung nachträglich als zwechmäßig erſcheinen ſollte , vor deren Ge⸗nehmigung Vorlage an den Oberſchulrat erſtatten ( Erlaß des Ober⸗ſchulrats vom 31. März 1905 Nr. 9839) .
) Jetzt : Kreisſchulamt und Min . d. Kultus u. Unterrichts .

Schluſſer⸗Franz , Bau⸗ und feuerpolizeiliche Vorſchriften . 32
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Eine Fertigung des Erkenntniſſes iſt auch der Oberſchulbe⸗

hörde zuzuſtellen .

§ 22 . 1. Nach eingetretener Rechtskraft des Erkennt⸗

niſſes ( § 21) hat das Bezirksamt nötigenfalls dem Baupflich⸗
tigen eine angemeſſene Friſt zur Bezeichnung des gewählten
Bauplatzes und zur Einreichung eines detaillierten Bauplans
mit dem Bemerken anzuberaumen , daß nach Umlauf der

Friſt der Bauplatz durch Erkenntnis des Bezirksrats werde

beſtimmt und beziehungsweiſe der Bauplan auf amtliche An⸗

ordnung durch einen Bauverſtändigen auf Koſten des Bau⸗

pflichtigen gefertigt werden .

2. Das Bezirksamt kann aus erheblichen Gründen eine

einmalige Verlängerung der Friſt jedoch nur in dem Maße
gewähren , daß dieſelbe zuſammen mit der bereits nach Abſatz !
bewilligten Friſt den Zeitraum eines Jahrs nicht überſteigt ;
weitere Verlängerungen dürfen nur mit Zuſtimmung der

Oberſchulbehörde bewilligt werden .

3. Wurden die Baupläne auf amtliche Anordnung ge⸗

fertigt , ſo ſind dieſelben zunächſt der Gemeindebehörde zur
Außerung mitzuteilen . Bezüglich der weiteren Behandlung der⸗

ſelben gelten die Vorſchriften der 88 18 und 19 dieſer Verord⸗

nung mit der Maßgabe , daß die hiernach den Gemeinden ob⸗

liegenden Aufgaben durch das Bezirksamt zu beſorgen ſind .

§ 23 . Neubauten dürfen dem Gebrauch nicht über⸗

geben werden , bevor ſie genügend ausgetrocknet ſind . “

1) Bei jedem Neubau eines Schulgebäudes hat , bevor es be⸗
zogen und benützt wird , — und ebenſo bei Umbauten oder umfaſſen⸗
den Anderungen beſtehender Schulhäuſer , bevor die Wiederbenützung
beginnt — eine genaue Prüfung durch den Bezirksarzt an Ort und
Stelle darüber ſtattzufinden , ob das Gebäude nach Beſchaffenheit
und Einrichtung derart den hygieniſchen Anforderungen entſpricht ,
daß die Ingebrauchnahme ohne Bedenken geſchehen kann . — In
der Regel erfolgt nach vollſtändiger Fertigſtellung des Baues eine
Prüfung der Geſamtausführung in baulicher Hinſicht ; es wird ſich
empfehlen , daß die Beſichtigung durch den Bauſachverſtändigen und
durch den Bezirksarzt möglichſt zur gleichen Zeit ſtattfindet , damit
ſofort gemeinſam das etwa noch Fehlende oder zu Verbeſſernde
näher erörtert und feſtgeſtellt werden kann . Die Bezirksämter
werden angewieſen , hiernach gegebenenfalls rechtzeitig geeignete Ver⸗
anſtaltung zu treffen ( Erl . d. Min . d. Innern vom 26. Okt . 1888
Nr. 17 800) .
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ll . Schulgeb äude für Lehr⸗ und Erziehungsanſtaltenvon Privaten und Korporationen .
§ 24 . Die Beſtimmungen der 88 4 —12 gelten vorbe⸗haltlich der beſonderen Vorſchriften in 8 25 auch bezüglichder Erſtellung von Gebäuden für Lehr⸗ und Erziehungsan⸗ſtalten von Privaten , Korporationen und Stiftungen fürKinder im, unter und über dem ſchulpflichtigen Alter .
§ 25 . 1. Sofern es ſich um Anſtalten für Kinder unterdem ſchulpflichtigen Alter (leinkinderſchulen, Kleinkinderbe⸗wahranſtalten ) handelt , können die Anforderungen in Bezugauf die Höhe und Größe der Zimmer beziehungsweiſe denfür die einzelnen Kinder erforderlichen Luftraum entſprechendermäßigt werden . Keinesfalls aber ſoll der Luftraum fürdas einzelne Kind weniger als 2,5 ebm betragen .2. Bezüglich der Beleuchtung iſt nur daran feſtzuhalten,daß dieſelbe nicht durch Fenſter an der Vorderwand ( im Ge⸗

ſicht der Kinder ) erfolgt .
3. Die Abortanlage ſollte in Anbetracht der beſonderenSchonungsbedürftigkeit der Kinder in allen Fällen in Ver⸗bindung mit dem Gebäude — durch einen durchlüftbarenVorraum von demſelben getrennt —erſtellt werden . Bei der

Einrichtung der Aborte iſt auf die beſonderen Bedürfniſſe derKinder entſprechend Rückſicht zu nehmen .
4. Empfehlenswert iſt die Anlage eines Waſch⸗ und Bade⸗

raums , in dem ſtets warmes Waſſer zur Verfügung ſteht ,womöglich unmittelbar anſtoßend an die Bedürfnisanſtalt .5. Vor allen Dingen iſt bei Kleinkinderſchulen auf das
Vorhandenſein eines entſprechenden Hofraums zu halten .6. Das Zuſammenwohnen von Kinder⸗ und Kranken⸗
ſchweſtern iſt zu vermeiden .

§ 26 . 1. Pläne für Neu⸗, Um⸗ und Erweiterungsbautenvon Privat⸗Lehr⸗ und Erziehungsanſtalten ſind von den
Bezirksämtern vor Erteilung der Baugenehmigung auf demin § 19 vorgeſehenen Wege und unter Beachtung der
Vorſchriften des § 18 der Oberſchulbehörde vorzulegen , um
derſelben Gelegenheit zu geben , ſich darüber zu äußern , obund welche Bedenken etwa für den Fall der

Müsfüh uug des
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Baues nach den aufgeſtellten Plänen der ſpäteren Verwen⸗

dung des Anweſens für die Zwecke der Anſtalt entgegen⸗
ſtehen würden . Den Unternehmern der Anſtalt iſt von den

erhobenen Beanſtandungen unter Hinweis auf die etwaigen
ſpäteren Folgen der Nichtbeachtung derſelben Eröffnung zu
machen .2 Glaubt der Unternehmer den erhobenen Beanſtan⸗
dungen keine Folge geben zu ſollen , ſo iſt es Sache der

Polizeibehörde , darüber zu entſcheiden , ob und inwieweit die⸗

ſelben bei Erteilung des Baubeſcheids zum Gegenſtand der

polizeilichen Auflage zu machen ſind .

o ) Kirchenbauten .

Wegen der Kirchenbauten ſind die ſtaatlichen und kirchlichen
Baubehörden übereinſtimmend mit einer Weiſung verſehen ( vergl .
Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 31. Jan . 1893 Nr. 2683 ) ,
deren Grundzüge folgende ſind :

A. Für Kirchen muß die Breite , Lage und ſonſtige Anordnung
der zugehörigen Ausgänge , Flure und Treppen ſo gewählt werden ,
daß eine ſchnelle und ſichere Entleerung möglich iſt .

B. Bei Feſtſtellung der Abmeſſungen und der Zahl der Aus⸗
gänge , Flure und Treppen iſt diejenige Perſonenzahl in Rechnung
zu ſtellen , welche bei Berückſichtigung der Grundrißgeſtaltung und der
Benutzungsart des Gebäudes auf jene Verkehrsmittel angewieſen iſt .

Nebenausgänge und Nebentreppen , welche von den Beſuchern
der betreffenden Gebäude bezw . Räume nicht leicht aufgefunden werden
können , müſſen bei der Berechnung außer Betracht bleiben .

C. Für alle bei der Entleerung von Kirchen in Betracht kom⸗
menden Ausgänge , Flure und Treppen ſind mindeſtens folgende
Breitenmaße anzunehmen :

1. 70 em Breite für je 100 Perſonen bis zu einer Geſamtzahl
von 500 ,

2. weitere 50 em Breite für je 100 Perſonen mehr in den
Grenzen von 500 bis 1000 ,

3. weitere 30 em Breite für je 100 Perſonen mehr , ſobald die
Zahl 1000 überſchritten wird .

Demnach würde beiſpielsweiſe die Geſamtbreite der für die
Entleerung in Betracht kommenden Ausgänge , Flure und Treppen
betragen müſſen bei einer Geſamtzahl :

von 400 Perſonen ⸗4 0½0 22380 m
„ 0,½0 950 300
„ 1200 „ 2 5. 0,70 4 5. 0,50 ＋ 2 . 0,30 6,60 m.

Für Wendeltreppen ſind die unter 1. , 2. und 3. genannten
Maße um 30 % ézu erhöhen .
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